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Für eine Handvoll Z³oty –
Zu den Krankenschwestern-Protesten in Polen 1999
von Gesine Fuchs, Hannover

Typische Frauenberufe sind in der Regel in West wie in
Ost schlecht bezahlt. Die Verdienste polnischer Kran-

kenschwestern aber sind besonders erbärmlich und errei-
chen nur in den seltensten Fällen die Hälfte des Landes-
durchschnittslohns. Ihr Streik für höhere Löhne wie im
Sommer 1999 macht da neugierig: Über sieben Wochen
lang protestierten polnische Krankenschwestern und Heb-
ammen, um zu erreichen, dass ihnen eine zweiprozentige
Reallohnerhöhung und der 13. Monatslohn des Jahres 1998
ausgezahlt würde. Erschwert wurde dies dadurch, dass
die Protestierenden von der Regierung diese Zusicherun-
gen einforderten, die sich aber juristisch und politisch nicht
verantwortlich fühlte, war doch mit Jahresbeginn 1999 ne-
ben drei weiteren Reformen auch eine soziale Krankenver-
sicherung eingeführt worden, demzufolge nun Kranken-
kassen bzw. die Spitalverwaltungen Verhandlungspartner
hätten sein müssen. Andere Gruppen hatten im vergange-
nen Sommer ebenfalls Zusagen für sich erkämpfen kön-
nen, allerdings mit weniger Anstrengung. Am Tag nach
der ersten großen Krankenschwesterndemonstration, am
24. Juni 1999, randalierten teilweise angetrunkene Beschäf-
tigte einer defizitären Radomer Waffen- und Nähma-
schinenfabrik vor dem Verteidigungsministerium, um ihrer
Forderung nach ihren ausstehenden Löhnen und nach
neuen Aufträgen Nachdruck zu verleihen. Die Polizei setz-
te Gummigeschosse ein, wobei ein junger Kameramann
ein Auge verlor. Zehn Tage später wurden der Waffen-
fabrik Aufträge für Revolver zugesagt, während es früher
geheißen hatte, die polnische Armee habe keinen Bedarf
für die zu teure Ware.

Warum mussten die Krankenschwestern im Vergleich zu
den Waffenarbeitern so lange kämpfen? Welche Protest-
formen verwendeten sie und welche Schlüsse für das po-
litische System lassen sich aus dem Verlauf der Proteste
ziehen?

Drei Themenkomplexe sind hier von besonderer Bedeu-
tung. Zum ersten die verzweifelte Situation der Kranken-
schwestern und die Radikalisierung ihres Protests. Zum
zweiten zeigen sich bei dieser Auseinandersetzung die pro-
blematischen institutionellen Arrangements bei der Reform
des Gesundheitssektors. Und drittens verdeutlichen die
Proteste das begrenzte Gestaltungspotential der Gewerk-
schaften in Polen.

Leben und Arbeiten als polnische
Krankenschwester

In Polen gibt es etwa 250.000 Krankenschwestern und Heb-
ammen. Nach den Ergebnissen einer Umfrage des Zen-
trums für Organisation und Ökonomie des Gesundheits-
wesen vom März 1999 verteilen sich die Löhne wie folgt:

Diese Löhne sind in eklatanter Weise unabhängig von
Anciennität, Ausbildung oder konkretem Arbeitsplatz. Als
angemessen erachteten die Krankenschwestern minde-
stens eine Verdoppelung der Löhne – zwei Drittel fordern
bis zu 1500 PLN und nochmals ein Viertel bis zu 2000 PLN
monatlich (der Landesdurchschnittslohn liegt brutto bei
etwa 1900 PLN)1. Mit diesen Gehältern ist keine selbstän-
dige Lebensführung möglich. Schon ein Telefon bedeutet
Luxus und viele ledige Frauen belegen im Wohnheim ein
Doppelzimmer für etwa 200 PLN monatlich. Durch jahr-
zehntelange Unterfinanzierung ist die gesamte materielle
und pflegerische Situation in den Spitälern angespannt.
Die Ausstattung sowohl mit Grundinventar als auch mit
modernem Gerät ist schlecht, Verbrauchsmaterial wird „be-
wirtschaftet“. Die Hierarchien im polnischen Gesundheits-
wesen sind stark ausgeprägt. Ärzte legen sowohl gegen-
über Krankenschwestern als auch Patienten häufig ein au-
toritäres, bevormundendes und paternalistisches Verhält-
nis an den Tag. Nicht selten werden die Rechte der letzte-
ren auf Aufklärung, Beratung, vollständige Information
und würdevolle Behandlung verletzt. In den letzten Jahren
mehren sich allerdings Zeichen des Widerstands.2

Die Hypothek: Ein unterfinanzierter
öffentlicher und ein grauer und privatisierter

Gesundheitssektor

Wie andere Sektoren der Wohlfahrtsproduktion war das
Gesundheitswesen im Nachkriegspolen verstaatlicht; Po-
likliniken, Spitäler und andere Einrichtungen wurden zen-
tral gesteuert und staatsfinanziert (vgl. Götting 1998,
Knieps 1998, Muszalski 1999: 217f.). Obwohl damit zum
ersten Mal alle Bevölkerungsgruppen Zugang zu medizi-
nischen Leistungen hatten, blieb das Gesundheitswesen
im Laufe der Jahrzehnte hinter Bedarf, Bedürfnissen und
medizinischen Möglichkeiten zurück. Große regionale Un-
terschiede in Niveau, Qualität und Verfügbarkeit medizini-
scher Leistungen sowie die Privilegierung bestimmter Per-
sonengruppen führte zu erheblichen Akzeptanzproblemen.
Wesentlicher Grund war eine bleibende Unterfinanzierung
dieses Sektors. Gesundheitsberufe wurden und werden im
Gegensatz zu industriellen Produktionsberufen schlecht
bezahlt. Seit den siebziger Jahren entstand ein grauer Markt
für Gesundheitsdienstleistungen, der – wie viele andere
Sphären auch – durch informellen Austausch geprägt war.
Krankenhäuser verlangten „Gebühren“ oder Ärzte legten
Zuwendungen für bestimmte Operationen nahe bzw. ver-
wiesen in späteren Jahren auf die eigene Privatpraxis, die
sie als Bedienstete des staatlichen Gesundheitssektors ne-
benbei betreiben durften.
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Die Kluft zwischen öffentlich-kostenlosen und privat-ko-
stenpflichtigen Leistungen, zwischen arm und reich, wuchs
in diesem Bereich seit Beginn der Transformation beson-
ders deutlich. Während die realen staatlichen Ausgaben
für die gesundheitliche Versorgung sanken, stiegen die
relativen Kosten für Gesundheit im Vergleich zur allgemei-
nen Preisentwicklung. Anfang 1997 wurde nach zähen
politischen Auseinandersetzungen ein neues Kranken-
versicherungsgesetz verabschiedet, das am 1. Januar 1999
in Kraft trat und sich stark an das deutsche Modell der
Krankenversicherung anlehnt.3 Es wurden Gebietskranken-
kassen eingerichtet (die den neugeschaffenen Wojewod-
schaften entsprechen), die finanziert werden sollten durch
ursprünglich elf, später nur siebeneinhalb Lohnprozente
(vgl. Rzeczpospolita vom 30. Januar 1999). Die staatlichen
Gesundheitseinrichtungen gingen in die Hände der Ge-
bietskörperschaften über. Mit diesen einzelnen Betrieben
schließen die Krankenkassen Leistungsverträge ab. Weil
keine den Kassenärztlichen Vereinigungen ähnliche Insti-
tutionen bestehen, können Patienten nur Einrichtungen
aufsuchen, mit denen die Kasse explizit einen Vertrag ge-
schlossen hat, was absurde Folgen haben kann.4 In der
Selbstverwaltung der Krankenkassen sitzen Versi-
chertenvertreter und Vertreter von Kommunen und Woje-
wodschaften. Eine effektive Rechtsaufsicht gibt es aber
nicht (Knieps 1998: 17).

Verlauf der Proteste

Ende Januar 1999 besetzt die Krankenschwestern- und
Hebammengewerkschaft (Zwi¹zek Zawodowy Pielêgniarek
i Po³o¿nych, im Folgenden ZZPiP) mehrere Tage das Ar-
beitsministerium. Die Besetzung endet mit der Unterzeich-
nung einer Übereinkunft mit der Regierung, in der diese
eine zwei-prozentige Lohnerhöhung zusagt. Um den 13.
Monatslohn für die Krankenschwestern zu zahlen, wer-
den 150 Mio. PLN aus der Staatskasse bereit gestellt, die
via Krankenkassen und Gesundheitseinrichtungen aus-
gezahlt werden sollen. Zu den weiteren Forderungen ge-
hören Verhandlungen über Beschäftigungsnormen und Ta-
rifverträge sowie eine Analyse der Finanzen im Gesund-
heitswesen und die Erhöhung der Beiträge.

Am 20. Mai 1999 besetzen 16 Krankenschwestern erneut
das Ministerium und beginnen einen Hungerstreik. Sie
fordern die Umsetzung des Januarabkommens und Ver-
handlungen über die übrigen Forderungen, eingeschlos-
sen die Sozialpläne für die geschätzten 40.000 Kranken-
schwestern, die ihren Arbeitsplatz verlieren werden. Am 2.
Juni wird das Arbeitsministerium brutal geräumt und die
Krankenschwestern setzen ihren Hungerstreik in einem im-
provisierten Zeltlager vor dem Ministerium fort. Die
Solidaritätsaufrufe der ZZPiP an Gewerkschaften, Kran-
kenschwestern und die Bevölkerung zeigen eher langsam
Wirkung (vgl. Bruder 1999, Gazeta Wyborcza 18. Juni 1999):
Den ganzen Juni über kommen Solidaritäts-Autobusse aus
ganz Polen an und immer mehr Gewerkschaften, darunter
auch die der Hüttenarbeiter und der Bergleute, schicken
Solidaritätsadressen.5 Viele Krankenschwestern nehmen

sich einige Tage Urlaub, um im Zeltlager vor Ort sein zu
können. Verhandlungen zwischen Regierungsvertretern
und Gewerkschafterinnen werden abgebrochen, weil die
Regierung die Auszahlung der Lohnerhöhungen nicht ga-
rantieren will. Sie verweist wiederholte Male auf die Direk-
tionen der Gesundheitseinrichtungen als ordnungsgemä-
ße Verhandlungspartner.

Dies hat eine Verschärfung der Proteste zur Folge. Ab Mitte
Juni werden im ganzen Land Krankenkassen und Woje-
wodschaftsämter besetzt, vereinzelt kommt es zu Straßen-
blockaden und Schweigemärschen (ebd.).

Am 23. Juni 1999, fünf Wochen nach Beginn der Proteste,
kommen 20–30.000 Krankenschwestern und Hebammen zu
einer der größten Demonstrationen der vorangegangenen
Monate nach Warschau und ziehen in strömendem Regen
vor den Sejm. Am nächsten Tag wird erneut verhandelt.
Ende Juni trifft die einzige Solidaritätsadresse einer Frauen-
organisation ein, und zwar von der Familienplanungs-
föderation.6 Anfang Juli kommt es zu einer neuen Welle
von Besetzungen und am 7. Juli 1999 schließlich beginnt
ein von der ZZPiP angekündigter landesweiter Hunger-
streik mit etwa 30.000 Krankenschwestern, wobei diese je-
doch weiterarbeiten „solange wir die Kraft dazu haben“
(Rzeczpospolita vom 6. und 7. Juli 1999). 100.000 Frauen
hatten sich zu diesem Schritt bereit erklärt.

Am 9. Juli findet die zweite Großdemonstration statt, die
sich diesmal vom Sejm als Trauermarsch zum Regierungs-
sitz bewegt, denn tags zuvor wurde die Stettiner Gewerk-
schaftsführerin Krystyna Boruszczak begraben, die 47-jäh-
rig einem Herzinfarkt erlegen war. Es werden verbindliche
Regierungszusagen gefordert und mit einem unbefriste-
ten Sit-in vor dem Ministerrat begonnen. Die Gewerkschaft
droht mit ihrer allerletzten Waffe: einer landesweiten Ar-
beitsniederlegung. Am Nachmittag beginnen Verhandlun-
gen zwischen Gewerkschafts- und Regierungsspitze, die
bis in die Nacht dauern. Schließlich wird am 11. Juli 1999
eine Übereinkunft zwischen Regierung und ZZPiP unter-
zeichnet. Neben der Einsetzung von Arbeitsgruppen zu
Themen wie den Beschäftigungsnormen erklärt sich die
Regierung bereit, den Krankenkassen einen 800-Mio-PLN-
Kredit ein Jahr lang, d. h. bis zum Ende des Jahres 2000 zu
stunden, damit daraus Lohnerhöhungen finanziert werden
können. Die Krankenschwestern verlangen eine schriftli-
che Zusicherung, dass die Gelder auch tatsächlich für ihre
Löhne verwendet werden, bekommen sie aber nicht.

Am 31. August 1999 erklärt die ZZPiP, nur 10% der Be-
schäftigten hätten die Lohnerhöhungen tatsächlich be-
kommen, was im Verlauf der zweiten Septemberhälfte noch-
mals zu kleineren Protesten in allen Landesteilen führt. Auf
diese Vorhaltungen antwortet die Regierung wie schon frü-
her mit dem Hinweis, die versprochenen Gelder seien an-
gewiesen, eine Kontrolle oder Weisungsbefugnis ihrer-
seits über die Verwendung habe sie jedoch leider nicht. So
bleibt die Situation prekär.

Zwar verfügt die Regierung über Soziotechniken – etwa
Regeln für den Ablauf von Verhandlungen zwischen Re-
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gierung und Streikenden – und mit der Abteilung für Ana-
lysen und Prognosen auch über eine Stelle, die Berichte
zum Streiksrisiko und der sozialen Situation in den wich-
tigsten Branchen wie Landwirtschaft, Bergbau, Bahn er-
stellt. Entschlossene und kämpferische Krankenschwe-
stern kamen in diesen Szenarien nicht vor und so wurde
die Regierung komplett überrascht (Janicki 2000).

Zwischen „bösen Mädchen“ und traditionellem
Frauenbild: Die Protestformen

 Gut organisiert wurde der über siebenwöchige gewaltlose
Protest von der Krankenschwestern- und Hebammen-
gewerkschaft. Sie gehört zu den zahlreichen Gewerkschafts-
neugründungen und besteht seit 1992. Mittlerweile sind
in ihr fast 70.000 Personen zusammengeschlossen. „Frü-
her war unser Milieu nicht organisiert. Wir konnten nicht
wirksam um unsere Rechte kämpfen!“ erklärt dazu die Vor-
sitzende Bo¿ena Banachowicz (Rzeczpospolita 10.–11. Juli
1999). Diese fast reine Frauengewerkschaft ist das organi-
satorische Rückgrat für die an sich schon sehr bemerkens-
werte Tatsache, dass Tausende Frauen in einem Pflege-
beruf öffentlich protestieren und damit Stereotypen her-
ausfordern. Auf der Schwelle zwischen traditionellem
Frauenbild und „bösen Mädchen“ mussten sie überlegen,
wie sie gesellschaftliche Akzeptanz behalten und gleich-
zeitig wirksam für die eigene Würde und ihr eigenes Über-
leben kämpfen konnten. Die Krankenschwestern begin-
nen mit Besetzungs- und Hungerstreiks. Ersterer ist eine
typische Protestform der Solidarnoœæ seit Anfang der
achtziger Jahre7 und wird damit zumindest teilweise in die-
se Tradition gesetzt und so legitimiert.8 Hungerstreiks sind
in den Protesten des Gesundheitswesens der neunziger
Jahre recht weit verbreitet. Sie erzeugen hohen moralischen
Druck und sind auto-aggressiv: „Seht her, euretwegen
müssen wir so sehr leiden!“ Ausgeführt werden die Hun-
gerstreiks in routierendem Verfahren und häufig während
des eigenen Urlaubs. Je länger die Streiks erfolglos andau-
ern, desto verzweifelter werden die Beteiligten, die Ent-
schlossenheit aber ist eisern, der Wille zum Erfolg reicht
lang – acht Wochen lang. „Wir sind billige Arbeitskräfte.
Alle haben sich Geld erkämpft, die Ärzte, die Bergleute.
Warum nicht auch wir? Wir bleiben hier bis zum Erfolg!“
(„Prosto“ 8). In Selbstdarstellungen ist eine starke Ver-
zweiflung über die Lebenssituation zu spüren, in Gesprä-
chen mit der deutschen Journalistin Bruder fangen alle
Frauen irgendwann an, zu weinen (vgl. Bruder 1999, „Prosto“
passim). Es geht ihnen um Würde, Anerkennung ihres
essentiellen Anteils der Pflege im gesamten Heilungs-
prozess und um tragfähige Zukunftsaussichten (vgl.
„Prosto“ 4, Gazeta Wyborcza vom 18. Juni 1999).

Die Krankenschwestern genossen mit ihren Protesten eine
hohe Akzeptanz in der Bevölkerung. Dabei sind zwei wich-
tige Aspekte zu beachten. Einmal die Einstellung zu Prote-
sten im allgemeinen und andererseits die Meinungen zum
konkreten Fall. Generell werden in Polen verschiedene
Protestformen, auch disruptive, im Laufe der neunziger Jah-
re immer stärker akzeptiert (CBOS Juli 1999)9. Die stärksten

Formen, wie Streiks oder Straßenblockaden, werden dabei
auch als die effektivsten betrachtet. Eine vergleichende
Studie (Lemke 1997, Ekiert/Kubik 1998) kommt für die erste
Hälfte der neunziger Jahre zum Schluss, dass Proteste eine
Standardform der Auseinandersetzung zwischen Staat und
Gesellschaft auch in Ostmitteleuropa geworden sind. Die
Protestintensität gerade in Polen ist hoch. Proteste könn-
ten sogar die demokratische Konsolidierung fördern, ins-
besondere wenn dabei politische Forderungen gestellt
würden, ohne die Legitimität des Systems in Frage zustel-
len, wenn die Methoden von der Mehrheit der Bevölke-
rung als legitim angesehen würden und Proteste von eta-
blierten Organisationen in gut organisierte Strategien ka-
nalisiert würden (Ekiert/Kubik 1998: 579). Nun sind diese
Bedingungen hier zwar gegeben, aber die hohe Protest-
intensität und die verbreitete Einschätzung, dass sich die
sozialen Konflikte noch weiter verschärfen würden und
dass man nur mit radikalen Formen etwas erreichen könnte
(CBOS September 1999)10 deuten darauf hin, dass sich das
politische System zur Zeit als nicht besonders responsiv
für Forderungen aus der Gesellschaft zeigt.

 88% der Bevölkerung sahen im Juni 1999 die Forderungen
der Krankenschwestern als ganz oder teilweise berechtigt
an (CBOS Juli 1999). Nur eine Minderheit der Bevölkerung
schloss sich der Regierungsmeinung an, sie selbst sei nicht
die richtige Adressatin für die Krankenschwestern. Die
Protestformen sind ebenfalls Ausdruck einer strukturellen
Machtlosigkeit der Beschäftigten im Gesundheitswesen.
Alle Formen, die möglicherweise Patienten schaden könn-
ten, werden in der Bevölkerung stark abgelehnt (CBOS
Februar 1999), was für die Strategieplanung der Kranken-
schwestern von Bedeutung gewesen sein mag, aber auch
dem eigenen Berufsethos entspricht. So werden die Hun-
gerstreiks mit den Worten kommentiert: „Es gibt einfach
keine anderen Methoden, wir sind dazu provoziert. Das ist
unsere einzige Waffe. Wir haben keine Schrauben, wir ha-
ben keine Fäuste, wir haben unser Leben und das Leben
der Patienten“ („Prosto“ 2). Den Frauen bleibt rationaler-
weise, das Korsett ihrer Protestformen argumentativ in mo-
ralische Stärke zu verwandeln: „Wir, die Krankenschwe-
stern und Hebammen, werden nicht auf Kosten der Patien-
ten kämpfen. Im Gegensatz zur Regierung haben wir unse-
re Ehre. Und Arbeit für leidende Menschen ist unsere Be-
rufung“ („Prosto“ 10).

Ein zu aggressives, vielleicht gar gewalttätiges Auftreten
der protestierenden Frauen hätte Weiblichkeitsvorstel-
lungen verletzt. Damit zusammenhängend durfte nicht der
Anschein entstehen, die Krankenschwestern seien egoi-
stisch nur auf die Verbesserung ihrer eigenen (finanziel-
len) Lage bedacht. Eine weit verbreitete Parole lautete denn
auch „ChodŸcie z nami, te¿ bêdziecie pacjentami!“ (etwa:
„Kommt herunter, reiht Euch ein, auch ihr werdet Patienten
sein!“) Wie schnell es zu einer Verurteilung kommen kann,
zeigte ein sich leicht echauffierender Bericht der Gazeta
Wyborcza über ein Spital, wo Lohnerhöhungen an Kran-
kenschwestern, die gestreikt hatten, bezahlt wurden, nicht
aber an Stationshilfen und Reha-Kräfte. Den gewerkschaft-
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lich organisierten Frauen wurde Egoismus vorgeworfen, was
niemand bei den Bergleuten oder den Waffenarbeitern aus
Radom getan hatte (vgl. Gazeta Wyborcza vom 9. Juli 1999).

Die Motive der Proteste und die Selbstbilder sind von die-
sen Bedingungen gekennzeichnet. Der Zusammenhang
zwischen Geschlecht der Protestierenden und dem man-
gelnden Erfolg und dem mageren Echo bei Regierung und
Gesundheitseinrichtungen wird deutlich thematisiert und
analysiert, aber er wird (noch) nicht in ein politisches Ar-
gument verwandelt. Weil Krankenschwestern keine Bergar-
beiter seien, vor denen man sich fürchten muss, würden sie
so schlecht behandelt, und: „Wer fürchtet sich in Polen schon
vor Frauen? Niemand! Obwohl wir so viele Rollen erfüllen –
wir sind Mütter, Ehefrauen, Krankenschwestern – werden
wir wie Dreck behandelt“ („Prosto“ 2). So findet der Protest
an sich in der Bevölkerung Akzeptanz; diese Akzeptanz ist
aber deutlich von Geschlechtsstereotypen geformt.

Geldfluss ohne Kontrollmöglichkeiten

Mit der notwendigen Reform hat sich der polnische Staat
formell der Verantwortung für ein modernisierungs-
bedürftiges und mit schweren strukturellen Mängeln und
Disparitäten behaftetes Gesundheitswesen entledigt. De-
ren Steuerung wurde zwar dezentralisiert, aber die Unter-
finanzierung vorerst festgeschrieben. Jadwiga Staniszkis
spricht von einer Kommerzialisierung des Staates, der frei-
willig und in beschleunigtem Tempo sich selbst seiner ver-
bleibenden Steuerungsinstrumente beraube, sich seiner
Verantwortung entziehe und öffentliche Aufgaben an
Marktfirmen auslagere. Es gehe dabei sowohl die Kontrol-
le über immense Geldströme verloren als auch seine
Koordinationsfähigkeit (Staniszkis 1999).

Die Protestierenden entließen den Staat aber nicht aus
seiner politischen Verantwortung, so dass sich der Staat
zu Zugeständnissen gezwungen sah. Für diese Zugeständ-
nisse werden Steuergelder in Bewegung gesetzt, über de-
ren Verwendung aber nicht mehr der Staat, sondern einzel-
ne Krankenkassen und Gesundheitsdirektoren zweck-
ungebunden entscheiden, deren Mehrheit offensichtlich
diese Mittel nicht für die Krankenschwestern verwende-
ten. In der Parlamentsdebatte über die Proteste vom 18.
Juni 1999 (zitiert nach „Prosto“ 13) brachte der konservati-
ve Ex-Premier Jan Olszewski das Problem auf den Punkt:
„Es geht um öffentliche Gelder. Für dieses Geld ist die Re-
gierung nicht nur gegenüber den Krankenschwestern ver-
antwortlich. Sie ist vor der ganzen Gesellschaft dafür ver-
antwortlich, vor uns allen, vor uns Steuerzahlern. Diese
Gelder, die irgendwie auf dem Weg versickert sind, müs-
sen sich wieder anfinden. Es muss so schnell wie möglich ein
entsprechendes Kontrollverfahren durchgeführt werden.“

Blockade-, aber kaum Gestaltungspotential

Als gebranntes Kind11 hielt sich die Gewerkschaft
„Solidarnoœæ“ bei den Protesten zurück und machte sich
die Regierungsargumente zu eigen. Anfang Juli 1999

schlägt das Gesundheitssekretariat der „S“ der Kranken-
schwestern-Gewerkschaft vor, sie solle sich doch der „S“
anschließen, die seit April (!) mit den Direktoren der einzel-
nen Gesundheitseinrichtungen über Lohnerhöhungen
verhandle (Rzeczpospolita 6. Juli 1999). Dieses illustriert
die spezifische Position von Gewerkschaften in Polen. Ihr
Protest- und Blockadepotential mag groß sein, ihr konkre-
tes Gestaltungspotential gerade auf betrieblicher Ebene
tarifliche Übereinkünfte zu erreichen, ist eher gering (vgl.
Havlovic/Moore 1997: 275). Gewerkschaften können in ei-
nem Betrieb nämlich lediglich die Interessen ihrer Mitglie-
der, nicht der Belegschaft vertreten. Sie sind bei Fragen
der Beschäftigung, Entlohnung und Arbeitszeit zwar zu
konsultieren, aber ein Mitbestimmungsorgan wie einen
Betriebsrat gibt es in nichtstaatlichen Betrieben nicht. Ge-
werkschaften können lediglich auf betrieblicher Ebene Ta-
rifverträge schließen, für überbetriebliche Vereinbarungen
sind komplizierte hohe Hürden zu nehmen (vgl. Ziemer 1994,
Sieg/Pruszczyk 1996, Romer 1996, Muszalski 1999). So ver-
suchte auch die ja mit einem sehr guten Organisations-
grad ausgestattete ZZPiP vor allem, Ergebnisse und Erfol-
ge durch Verhandlungen auf nationalstaatlicher Ebene zu
erreichen. Über Erfolge bei betrieblichen Verhandlungen
wurde in der Presse zwar immer wieder berichtet, ein Domi-
no-Effekt blieb aber offensichtlich aus. Bedenkt man zu-
sätzlich die großen Funktions- und Finanzprobleme des
Gesundheitswesen, so sind die Aussichten für eine grund-
legende Verbesserung der Situation der Krankenschwe-
stern eher schlecht.

Auch 11/2 Jahre nach Beginn der Reformen meinen zwei
Drittel der PolInnen, das Gesundheitswesen funktioniere
schlechter als vorher. 55% sind der Meinung, diese Re-
form nütze den Menschen nicht. Das ist die schlechteste
Bewertung aller im letzten Jahr begonnenen Reformen.

Vereinzelt haben Krankenschwestern in einzelnen Spitä-
lern seit dem Sommer 1999 wieder gestreikt, besetzt und
protestiert. Zu einer größeren Protestwelle kam es genau-
so wenig wie zu einer deutlichen Verbesserung ihrer Situa-
tion. Es bleibt gleichwohl Fakt, dass sie mit ihren Prote-
sten Solidarität und Durchhaltevermögen gezeigt und An-
sprüche auf Würde und gesellschaftliche Anerkennung
angemeldet haben.

Gesine Fuchs ist Wiss. Mitarbeiterin am Institut für Poli-
tische Wissenschaft der Universität Hannover.
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